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Liebe Freunde, Liebe Genossen, 
liebe Genossinnen, 
 
wir alle schauen mit tiefer Sorge auf 
die Beschneidung demokratischer 
Grundrechte in Ungarn. Ich sage es 
ganz klar: F¿r den Aufbau einer Dik-
tatur darf in Europa kein Platz sein! 
 
Es ist an der Zeit, dass die Europªi-
sche Kommission endlich mit der 
gebotenen Hªrte tªtig wird und MaÇ-
nahmen ergreift um die Vernichtung 
der ungarischen Demokratie zu ver-
hindern. Wir m¿ssen der ungari-
schen Regierung klar machen, dass 
sie nicht ungestraft bleibt, wenn sie 
ihren Kurs beibehªlt.  
 
Auch das Europªische Parlament 
muss den Druck auf die ungarische 
Regierung verstªrken und deutlich 
machen, dass Europa nicht gewillt 
ist seine B¿rger und B¿rgerinnen 
entrechten zu lassen.  Wir werden 
verstªrkt Druck auf die Fraktion der 
Europªischen Volkspartei aus¿ben, 
zu der die in Ungarn regierende Fi-
desz-Partei gehºrt. Es ist unerhºrt, 
dass sie die Diskussion ¿ber die 
Machenschaften der Regierung 
Orban im Europªischen Parlament 
immer wieder blockiert. 
 
Europa ist eine Wertegemeinschaft, 
keine Freihandelszone.  Wir m¿ssen 
diese Werte mit allen uns zur Verf¿-
gung stehenden Mitteln verteidigen. 
Pressefreiheit, Meinungsfreiheit, 
unabhªngige Justiz sind Grundpfei-
ler der Demokratie, wir d¿rfen nicht 
zulassen, dass sie angetastet wer-
den. 
 
Es gr¿Çt Sie herzlich 
 
Ihre  

 
 

Evelyne Gebhardt empfing die Hohenloher Preistrªger des europªischen Sch¿-
lerwettbewerbs und Ihre Lehrerinnen und Begleitpersonen im Europªischen 
Parlament in StraÇburg.  

Soziale und nachhaltige Kriterien 
sollen mehr Gewicht bei der    
ºffentlichen Auftragsvergabe   
erhalten, so der Vorschlag der EU
-Kommission zur Modernisierung 
des ºffentlichen Auftragswesens, 
den sie am 20.12.2011 in Br¿ssel 
vorstellte. Allerdings bleiben  Sub-
unternehmen im Kommissionsent-
wurf davon unber¿cksichtigt. 
 
ĂSchon lange fordern wir Sozial-
demokraten und Sozialdemokra-
tinnen eine starke soziale Ausrich-
tung bei der ºffentlichen Auftrags-
vergabe. Ein politischer Ansatz, 

den auch das Europªische Parla-
ment bestªtigt hatñ, erklªrte    
Evelyne Gebhardt im Hinblick auf 
den Kommissionsvorschlag. 
ĂAllerdings m¿ssen auch Subun-
ternehmer die Rechte der Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen 
achten, f¿r faire Arbeitsbedingun-
gen sorgen, Tarifvertrªge respek-
tieren und die Gleichstellung von 
Frau und Mann vorantreiben. Die 
vorgestellten Kommissionsvorha-
ben lassen diesen Bereich aber 
leider links liegenñ, kritisierte  Eve-
lyne Gebhardt. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Sozial, nachhaltig, unbürokratisch  
EU-Kommission veröffentlicht Vorschlag zur Modernisie-

rung der öffentlichen Auftragsvergabe 
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ĂDennoch greift der Entwurf viele 
Ideen zur stªrkeren Ber¿cksichti-
gung sozialer und nachhaltiger 
Kriterien auf, die wir Sozialdemo-
kraten im Vorfeld formuliert     
hattenñ, kommentierte die SPD-
Europaabgeordnete und Verga-
berechtsexpertin Barbara Weiler. 
 
Die ºffentliche Auftragsvergabe 
macht 18 Prozent des EU-
Bruttoinlandsprodukts aus. 
ĂGerade in wirtschaftlich schwe-
ren Zeiten m¿ssen ºffentliche 
Auftraggeber effizient und     
nachhaltig investieren. Dabei  
sollen soziale, ºkologische und 
innovative Kriterien ber¿cksichtigt 
werdenñ, so Barbara Weiler zum 
Zweck der ¦berarbeitung. Nach 
dem vorgeschlagenen Gesetz 
kºnnen Wirtschaftsteilnehmer 
vom Verfahren ausgeschlosse-
nen werden, wenn sie gegen  
europªisches Sozial-, Arbeits- 
oder Umweltrecht beziehungs-
weise gegen internationale     
arbeitsrechtliche Bestimmungen 
verstoÇen. Das gilt auch f¿r un-
gewºhnlich niedrige Dumpingan-
gebote. 
 
ĂGleichzeitig darf das Ziel der 
Vereinfachung der Vergabepro-
zeduren nicht aus den Augen 
verloren werden, damit die Teil-
nahme kleiner und mittlerer    
Unternehmen nicht an b¿rokrati-
schen H¿rden scheitertñ, betont 
die Sozialdemokratin. Beispiels-
weise sollen Klein- und Mittelbe-
triebe zuk¿nftig weniger Unterla-
gen einreichen m¿ssen, wenn sie 
sich um einen ºffentlichen      
Auftrag bewerben. Zudem sollen 
mittelfristig Vergabeverfahren nur 
noch online durchgef¿hrt werden.  
 
 
 

EU sorgt für sicheres 
Spielzeug  
Strengere Richtlinie in 
Kraft / Informationskampag-
ne gestartet  
Sozialdemokraten fordern 
weitere Verschärfung der 
Chemikaliengrenzwerte 
 
Alle Jahre wieder wird p¿nktlich 
zur Weihnachtszeit vor gesund-
heitsgefªhrdendem Spielzeug 
gewarnt. Die letzte Untersuchung 
von ĂStiftung Warentestñ hat   er-
geben, dass viele Spielzeuge mit 
Allergien auslºsendem Nickel be-
lastet sind. Es stellten sich die 
Fragen: Worauf muss man im 
Geschªft achten und woran    er-
kenne ich unbedenkliche     Wa-
ren? Mit einem neuen Fernseh-
spot und einer ¿bersichtlichen 
Brosch¿re informiert die Europªi-
sche Union Verbraucherinnen und 
Verbraucher ¿ber das neue Ge-
setz zur Spielzeugsicherheit und 
gibt Tipps f¿r den Einkauf. 
 
ĂFast 80 Millionen Kinder in Euro-
pa wurden zu Weihnachten    be-
schenkt. Umso wichtiger war es, 
dass bereits seit Juli 2011 in der 
EU gekauftes Spielzeug den welt-
weit strengsten Sicherheitsvor-
schriften entspricht. So gelten nun 
etwa schªrfere Grenzwerte f¿r 
Chemikalienñ, erklªrt die SPD-
Europaabgeordnete Barbara Wei-
ler und f¿gt hinzu: ĂDie neue prak-
tische Brosch¿re hilft Eltern und 
GroÇeltern bei der Kaufentschei-
dung.ñ  
 
Seit dem Sommer 2011 tragen die 
Mitgliedstaaten mehr Verantwor-
tung f¿r angemessene Kontrollen 
durch die Markt¿berwachungsbe-
hºrden an den EU-AuÇengrenzen 
und innerhalb der Union. Dar¿ber 
hinaus werden die Hersteller und 
Hªndler von Spielzeug verpflich-
tet, eine umfangreiche Sicher-

heitsbewertung vorzunehmen.  
 
Die Studie der ĂStiftung Waren-
testñ zeigt aber auch, dass die 
Regelungen immer wieder an den 
technischen und wissenschaftli-
chen Fortschritt angepasst wer-
den m¿ssen. ĂWir Sozialdemokra-
ten und Sozialdemokratinnen ha-
ben die EU-Kommission in einer 
schriftlichen Anfrage dazu aufge-
fordert, bestimmte Chemikalien-
grenzwerte weiter zu     verschªr-
fen, um Spielzeug     zuk¿nftig 
noch sicherer zu machenñ, fasst 
Evelyne Gebhardt zusammen.  
 
Hintergrundinformation:  
Der Fernsehspot sowie die Karte 
mit Sicherheitstipps sind ¿ber die 
Internetadresse  
http://europa.eu/rapid/
pressReleasesAction.do?
refrence=IP/11/1467&format=HT
ML&aged=0&language=DE&guiL
anguage=en zu finden.  
Eine umfangreiche Brosch¿re 
kann unter folgendem Link herun-
tergeladen werden:   
http://ec.europa.eu/enterprise/
sectors/toys/files/ toys-safety-
brochure/w-toys-safety-
brochure_de.pdf.  

 

Sozialdemokraten    
fordern resolutes    
Vorgehen gegen die    
ungarische Regierung  
 
Vor dem Hintergrund der aktuel-
len Entwicklungen in Ungarn  for-
dert die Fraktion der Progressiven 
Allianz der Sozialdemokraten im 
Europªischen Parlament die EU-
Institutionen auf, resolut gegen 
die Regierung in Ungarn  vorzu-
gehen.  
 
In diesem Zusammenhang haben 
die sozialdemokratischen Europa-
abgeordneten den EU Kommissi-

(Fortsetzung von Seite 1) 
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onsprªsidenten Jos® Manuel 
Barroso aufgefordert, in der 
nªchsten Plenarsitzung des    Eu-
ropaparlaments, ¿ber die kontro-
vers diskutierten legislativen MaÇ-
nahmen der ungarischen Regie-
rung zu berichten und die Reakti-
on der Kommission darzulegen. 
 

Die Sozialdemokraten beabsichti-
gen und hoffen, bei dieser Initiati-
ve auch von anderen Parteien im 
Europªischen Parlament unter-
st¿tzt zu werden. Hannes Swobo-
da, Vizeprªsident der Sozialde-
mokraten im EP und ºsterreichi-
scher Europaabgeordneter, sagte: 
ĂWir stehen auf der Seite der   
ungarischen Bevºlkerung, die von 
Orb¨ns Regierung zunehmend 
stªrker unter Druck gesetzt wird. 
Sollte Orb¨ns    Regierung auch 
in der Zukunft europªisches Recht 
und europªische Werte missach-
ten, sollte die Anwendung von 
Artikel 7 des EU-Vertrages ernst-
haft in Betracht gezogen werdenñ.   
 

Artikel 7 des EU-Vertrages sieht 
vor, dass der Ministerrat basie-
rend auf einem Vorschlag der EU-
Institutionen im Falle der Verlet-
zung einer der fundamentalen 
Werte der EU wie Freiheit,      De-
mokratie, Menschenrechte, 
Grundfreiheiten und Rechtsstaat-
lichkeit durch einen Mitgliedstaat, 
MaÇnahmen in Form von Sanktio-
nen gegen diesen Mitgliedstaat 
ergreifen soll. Dies kann die Auf-
hebung der Wahlrechte im Minis-
terrat beinhalten. 
 

Hannes Swoboda, sagte weiter: 
ĂIch begr¿Çe jede MaÇnahme der 
EVP-Fraktion, Viktor Orb¨n von 
seiner Position als Vizeprªsident 
der europªischen Partei zu sus-
pendieren. Dar¿ber hinaus heiÇe 
ich alle MaÇnahmen willkommen, 
die Mitgliedschaft der ungarischen 
konservativen Partei Fidesz in der 
EVP zu suspendieren, solange 
Ministerprªsident Orb¨n vorsªtz-

lich europªisches Recht und euro-
pªische Werte verletztñ.    
 

Einheitlicher europäi-
scher Zahlungsraum 
ab 2014  
Altmandate bei Lastschrif-
ten bleiben gültig / Umstel-
lungshilfen für Verbrau-
cher / IBAN verliert ver-
meintlichen Schrecken  
 

Spªtestens zum 1. Februar 2014 
werden nationale ¦berweisungen 
und Lastschriften im europªischen 
Zahlungsraum (SEPA) vereinheit-
licht. Darauf haben sich EU-
Parlament, Ministerrat und        
EU-Kommission verstªndigt. Auf 
Druck der sozialdemokratischen 
Fraktion wurde der Verbraucher-
schutz gegen¿ber dem Kommissi-
onsvorschlag in entscheidenden 
Punkten gestªrkt. ĂDie Altmandate 
bei Lastschriften bleiben g¿ltig, 
einschlieÇlich des bedingungslo-
sen Widerrufsrechts. Das ist nicht 
nur f¿r die Verbraucher sondern 
auch f¿r Vereine, Organisationen 
und die Finanzindustrie von zent-
raler Bedeutungñ, begr¿Çte der 
SPD-Europaabgeordnete und 
Fraktionssprecher f¿r Wirtschaft 
und Wªhrung Dr. Udo Bullmann 
das Verhandlungsergebnis.  
 

Um die Nutzung der neuen Konto-
nummer IBAN zu erleichtern, d¿r-
fen Banken ihren Kunden bis 
2016 Umstellungshilfen anbieten, 
vorausgesetzt der jeweilige     
Mitgliedstaat stimmt zu. In 
Deutschland setzt sich die neue 
Kontonummer IBAN in den meis-
ten Fªllen aus der Lªnderkennung 
'DE', einer zweistelligen Pr¿fziffer 
sowie der alten Bankleitzahl und 
der alten Kontonummer zusam-
men. Sie kommt heute schon bei 
innereuropªischen ¦berweisun-
gen zur Anwendung. ĂDank der 
Umrechnungshilfen verliert IBAN 

den vermeintlichen Schreckenñ, 
betont Udo Bullmann. 
 
Dar¿ber hinaus soll bei nationalen 
¦berweisungen ab dem 1. Febru-
ar 2014 auf die Nutzung der    
neuen Bankleitzahl BIC ganz   
verzichtet werden. ĂNur in begr¿n-
deten Ausnahmefªllen ist eine 
Nutzung bis zum 1. Februar 2016 
mºglich. Danach ist endg¿ltig 
Schluss mit der BIC, sowohl bei 
nationalen wie auch bei innereu-
ropªischen ¦berweisungenñ, so 
der Finanzexperte. 
 

Udo Bullmann bedauert, dass sich 
EU-Kommission und Ministerrat 
nicht zu einer Ausdehnung des 
bedingungslosen Widerrufsrechts 
auch auf neue SEPA-
Lastschriftmandate durchringen 
konnten. ĂDer einheitliche europª-
ische Zahlungsraum ist ein    
wichtiger Beitrag zur Integration       
Europas. Das Projekt kann jedoch 
nur gelingen, wenn der Schutz der 
Verbraucher beim Zahlungsver-
kehr weiterhin hºchste Prioritªt 
genieÇtñ, unterstrich er. Mit Blick 
auf die in diesem Jahr anstehen-
de ¦berarbeitung der EU-
Zahlungsdienstrichtlinie fordern 
die Sozialdemokraten deshalb 
einen VorstoÇ der                      
EU-Kommission f¿r ein bedin-
gungsloses Widerrufsrecht f¿r alle 
SEPA-Lastschriftmandate. 
 

Hintergrund: 
Ziel des einheitlichen Zahlungs-
raums SEPA ist es, Grenzen beim 
Zahlungsverkehr abzubauen. In 
Zukunft soll deshalb nicht mehr 
zwischen in- und auslªndischen 
Zahlungen unterschieden werden. 
Die 2007 beschlossene SEPA-
Richtlinie hat daf¿r den nºtigen 
Rechtsrahmen geschaffen. Die 
nun diskutierte Verordnung regelt 
die konkrete Umsetzung. Das EU-
Parlament stimmt voraussichtlich 
im Februar 2012 ¿ber den Kom-
promiss ab. 
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chen, an ein junges Publikum 
gerichteten Kulturveranstaltun-
gen zum Karneval und moder-
nem Tanz prªsentieren.  
 
Beide Stªdte haben ein reich-
haltiges Kulturprogramm f¿r 
dieses Jahr erstellt, das die 
Menschen vor Ort genauso 
ansprechen soll wie Gªste aus 
der ganzen Welt.  
 
Mehr dazu: 
http://www.guimaraes2012.pt/ 
http://www.maribor2012.info/ 
 

13. Januar 2011, 19.30 Uhr 
Was? Neujahrsempfang des 
Ortsvereins Aidlingen 
Wo? Rittersaal Schloss Deuf-
ringen 
 
14. und 15. Januar 2012 
Was? SPD Spitzentreffen 
Wo? Bad Boll 
 
17.Januar 2011, 10.30 Uhr  
Was? Besuchergruppe Lud-
wig-Erhard-Schule Pforz-
heim 
Wo? StraÇburg 
 
19. Januar 2011, 11.00 Uhr  
Was? Besuchergruppe 
Ganerbengymnasium  
Künzelsau 
Wo? StraÇburg 
 
21. Januar 2012, 14.30 Uhr  
Was? Verleihung des Integ-
rationspreises der Diaphania 
e.V. 
Wo? Heilbronn 
 
22. Januar 2012, 11.00 Uhr  
Was? Bürgerempfang der 
Stadt Ingelfingen - Festvor-
trag  
Wo? Stadthalle Ingelfingen  
 

Terminhinweise 

Fernsehdebatte der  
KandidatInnen für das    
Präsidentenamt des     
Europäischen              
Parlaments 
 
Am 17. Januar wªhlen die Euro-
paabgeordneten einen neuen 
Prªsidenten. Zu den Kandida-
ten zªhlen bisher der deutsche 
Sozialdemokrat Martin Schulz 
(S&D), der britische Konservati-
ve Nirj Deva (EKR),  und die 
britische Liberaldemokratin Dia-
na Wallis (ALDE). 
 
Um ihre Ansichten und Plªne 
kennenzulernen, veranstaltete 
die Wochenzeitung European 
Voice eine ºffentliche Debatte 
am Mittwoch den 11. Januar in 
Br¿ssel. Die Amtsperiode eines 
EU-Parlamentsprªsidenten dau-
ert 2,5 Jahre. Die Amtszeit von 
Jerzy Buzek, der nach der Eu-
ropawahl 2009 gewªhlt wurde, 
endet im Januar. 
 
Link zur Debatte:  
http://www.europarl.europa.eu/
ep-live/en/other-events/video?
event=20120111-1600-
SPECIAL&vodtype=Live 
 

Guimarães und Maribor 
sind Europas Kultur-
hauptstädte 2012 
 
Beide Stªdte kºnnen sich 2012 
"Kulturhauptstadt Europas" nen-
nen. In Guimar«es im Norden 
Portugals gibt es ein dicht ge-
drªngtes Veranstaltungspro-
gramm rund um die Themen 
Stadt, Gemeinschaft, Gedanken 
und Kunst, das sich durch das 
ganze Jahr zieht.  
 
Ebenso wird sich Maribor im 
Osten Sloweniens mit  zahlrei-

27. Januar 2012, 18.00 Uhr  
Was? Freudenstätter Forum 
Wo? Schwarzwaldhotel 
Freudenstadt   
 
28. Januar 2012, 19.00 Uhr  
Was? Neujahrsempfang der 
Europa-Union 
Wo? Stuttgart, Marmorsaal 
Neues Schloss 
 
30. Januar 2012, 18.00 Uhr  
Was? Kreiskonferenz SPD 
Stuttgart 
Wo? Gewerkschaftshaus, Willi-
Bleicher StraÇe 20, Stuttgart 
 
02. Februar 2012, 09.00 Uhr  
Was? Besuchergruppe der 
Jungen Europäischen Föde-
ralisten Freiburg 
Wo? Br¿ssel 
 
05. Februar 2012, 10.30 Uhr  
Was? Neujahrsempfang Orts-
vereins Kirchberg/Jagst 
Wo? B¿rgerhaus Kirchberg-
Lobenhausen  
 
10. Februar 2012, 10.00 Uhr  
Was? Informationsveranstal-
tung bezüglich der Deregulie-
rung der Bodenverkehrs-
dienste  
Wo? Flughafen Stuttgart  
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Die nªchste Ausgabe erscheint am  
09. Februar 2012 

Neues aus Europa 


